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Liebe Leserin, lieber Leser,

mit diesem Mandantenbrief informieren wir Sie über aktuelle Entwicklungen aus unseren Fachgebieten Arbeitsrecht, 

Medizinrecht und Sozialrecht.

arbeitsRecht

Arbeitnehmer darf in der Probezeit  
nicht wegen starken Zigarettengeruchs  
der Kleidung gekündigt werden
Auch in der Probezeit sind allgemeines Persönlich-

keitsrecht und allgemeine Handlungsfreiheit des 

Arbeitnehmers zu berücksichtigen

Ein Arbeitgeber darf ein Arbeitsverhältnis nicht in 

der Probezeit kündigen, weil die Kleidung des Arbeit-

nehmers gravierend nach Zigarettenrauch riecht und 

sich Kollegen und Kunden darüber beschweren. Dies 

entschied das Arbeitsgericht Saarlouis und verwies 

darauf, dass auch in der Probezeit das allgemeine 

Persönlichkeitsrecht und die allgemeine Handlungs-

freiheit des Arbeitnehmers zu berücksichtigen ist.

Die Klägerin des zugrunde liegenden Streitfalls hatte 

sich im März 2012 als Bürokraft bei der Beklagten be-

worben und zunächst einen halben Tag zur Probe gear-

beitet. Ein paar Tage später fand ein Gespräch statt, in 

welchem die Klägerin gefragt wurde, ob sie rauche und 

in dem sie auf das Rauchverbot bei der Beklagten hin-

gewiesen wurde. Sie erklärte daraufhin, dass sie zwar 

rauche, aber mit dem Rauchverbot einverstanden sei. 

Arbeitgeber kündigt Arbeitsverhältnis während 

der Probezeit aufgrund von Beschwerden wegen 

starken Rauchgeruchs

Nachdem sie an ihrem ersten Arbeitstag Tag zwei 

Stunden lang gearbeitet hatte, kündigte die Beklagte 

das Arbeitsverhältnis in der Probezeit. Grund hierfür 

war für die Arbeitgeberin, dass die Klägerin gravierend 

nach Rauch gerochen habe, nachdem sie noch unmit-

telbar vor Arbeitsbeginn vor der Tür eine Zigarette 

geraucht hatte. Darüber hätten sich Kolleginnen und 

Kunden beschwert. 
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Kündigung ist treuwidrig und damit unwirksam

Das Arbeitsgericht befand die Kündigung für treuwidrig 

und damit unwirksam. Zwar sei diese vorliegend nicht 

an den Maßstäben des Kündigungsschutzgesetzes zu 

beurteilen, aber auch in der Probezeit seien das allge-

meine Persönlichkeitsrecht und die allgemeine Hand-

lungsfreiheit des Arbeitnehmers zu berücksichtigen. 

Auch Art. 12 GG verlange, dass ein bereits begründetes 

Arbeitsverhältnis mit dem ernsthaften Willen der Zu-

sammenarbeit geführt werde. Den Grundrechtsbereich 

des Arbeitnehmers betreffende Differenzen könnten 

ohne vorheriges Gespräch und die Gelegenheit zu 

reagieren nicht zu einer Kündigung führen, vor allem 

da die Klägerin nicht gegen das Rauchverbot im Betrieb 

verstoßen habe.

Den Antrag der Klägerin auf Schadensersatz wies das 

Gericht ab. 

Arbeitsgericht Saarlouis, 03.06.2013, 1 Ca 375/12
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Medizinrecht I

Anspruch auf Kostenerstattung bei Reiseab-
bruch wegen Erkrankung einer Betreuungs-
person besteht nur bei Vorlage eines Attestes
Ersatzansprüche wegen entgangener Urlaubsfreuden 

nicht vom Versicherungsschutz umfasst

Muss eine Reise abgebrochen werden, weil die Betreu-

ungsperson der Mutter, die sonst vom Reisenden ver-

sorgt wird, erkrankt, hat der Reisende ein Attest über 

diese Erkrankung vorzulegen. Tut er dies nicht, hat er 

keinen Anspruch auf Ersatz des Reisepreises für den 

nicht genutzten Teil der Reise gegenüber seiner Versi-

cherung. Dies entschied das Amtsgericht München.

Im zugrunde liegenden Streitfall buchte ein Ehepaar 

für sich und ihren Sohn in einem Reisebüro eine sechs-

tägige Reise im August 2010 ins Disneyland Paris. 

Die Mutter des Ehemannes ist pflegebedürftig und 

wird normalerweise durch diesen betreut. Für die 

Zeit des Urlaubes übernahm die Pflege der Mutter 

eine Bekannte. Drei Tage vor Ende der Reise musste 

die Reise abgebrochen werden, weil die Betreuungs-

person erkrankte. Beim Spielen mit dem Enkel hatte 

sie sich so unglücklich gedreht, dass sie sich im rechten 

Schulterbereich verrenkte. Sie konnte den rechten 

Arm nicht mehr hochheben und damit auch die not-

wendigen Pflegeleistungen nicht mehr durchführen.

Versicherung: Entgangene Urlaubsfreude ist nicht 

versichert

Der Ehemann verlangte daher von seiner Reiseab-

bruchsversicherung 2.000 Euro. Dies sei angemessen. 

Schließlich habe die Familie drei Tage der Reise nicht 

nutzen können und auch die Urlaubsfreude sei beein-

trächtigt gewesen. Die Versicherung weigerte sich zu 

bezahlen. Zum einen sei ein Attest über die Erkrankung 

der Betreuungsperson nicht eingereicht worden. Zum 

anderen sei entgangene Urlaubsfreude nicht versichert.

Daraufhin erhob die Familie Klage beim Amtsgericht 

München. Sie könne das Attest nicht vorlegen, weil die 

Betreuerin sich weigerte, zum Arzt zu gehen.

Amtsgericht verneint Anspruch aus der Reise-

abbruchversicherung

Die zuständige Richterin beim Amtsgericht München 

wies die Klage ab. Die Kläger hätten keinen Anspruch 

aus der Reiseabbruchversicherung. Nach dieser würde 

zum einen nur der anteilige Reisepreis für nicht ge-

nutzte Reiseleistungen abzüglich der Rückreisekosten 

erstattet. Nicht vom Versicherungsschutz umfasst seien 

Ersatzansprüche wegen entgangener Urlaubsfreude. 

Insofern stünde den Klägern sowieso allenfalls ein 

Erstattungsanspruch in Höhe von 1.175 Euro zu.

Attestpflicht soll etwaig möglichen Missbrauch 

einschränken

Bezüglich dieses Anspruchs hätten die Kläger aller-

dings gegen ihre in den allgemeinen Versicherungs-

bedingungen geregelte Pflicht verstoßen, im Falle einer 

unerwarteten schweren Erkrankung das Attest eines 

Arztes vorzulegen. Dieser Passus in den Versiche-

rungsbedingungen sei auch wirksam. Die Versicherung 

möchte auf diese Weise ausschließen, dass die Reise 

aus anderen Gründen, die alleinig im Risikobereich des 

Versicherungsnehmers liegen, abgebrochen wird. Es 

könnte grundsätzlich auch sein, dass die Reise wegen 

beruflicher Gründe der Kläger oder wegen Unstimmig-

keiten zwischen der Betreuungsperson und der betreu-

ten Person abgebrochen wurde und die unerwartet 

schwere Erkrankung nur vorgeschoben werde. Mit der 

Attestpflicht werde ein etwaig möglicher Missbrauch 

eingeschränkt.

Verweigerung des Arztbesuches der Betreuungs-

person fällt in Risikobereich der Reisenden

Die Tatsache, dass die Betreuungsperson sich gewei-

gert habe, zum Arzt zu gehen, falle in den Risiko-

bereich der Kläger. Die Weigerung, zum Arzt zu 

gehen, sei ein Problem im Innenverhältnis zwischen 

den versicherten Risikopersonen, nicht jedoch in 

Bezug auf die Versicherung.

Amtsgericht München, 30.11.2011, 241 C 11924/11
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Medizinrecht II

15-Monatsfrist für Meldung von Unfallfolgen 
ist zulässig
Fristenregelung in den Allgemeinen Unfallversiche-

rungsbedingungen (AUB) genügt Anforderungen an 

das Transparenzgebot

Ansprüche gegen die Versicherung wegen Invalidität 

müssen innerhalb von 15 Monaten von einem Arzt 

schriftlich festgestellt und geltend gemacht werden. 

Die Fristenregelung in den Allgemeinen Unfallver-

sicherungsbedingungen 2002 Nr. 2.1.1.1 genügt 

den Anforderungen an das Transparenzgebot. Dies 

entschied der Bundesgerichtshof.

Im zugrunde liegenden Streitfall erlitt ein 17-jähriger, 

zu dessen Gunsten von der Mutter eine private 

Unfallversicherung abgeschlossen worden war, einen 

Motorradunfall mit gravierenden Beinverletzungen. 

Die beklagte Versicherung hatte zunächst außerge-

richtlich eine Regulierung wegen dauernder Invalidität 

vorgenommen. Eine mehr als drei Jahre nach dem 

Unfall durch einen Neurologen und Psychiater 

festgestellte psychische Beeinträchtigung hatte die 

Versicherung nicht regulieren wollen.

Entscheidungen der Vorinstanzen

Das Landgericht hat der Klägerin weitere 37.000 Euro 

zuerkannt. Die Verletzungsfolgen am Bein seien mit 

6/10 Beinwert zutreffend bewertet. Jedoch sei 

zusätzlich die geltend gemachte psychische Störung 

mit einem Invaliditätsgrad von 15% zu entschädigen. 

Das Oberlandesgericht hat die Klage auf die Berufung 

der Beklagten insgesamt abgewiesen.

Frist zur ärztlichen Feststellung und Geltend- 

machung der Invalidität benachteiligt 

Versicherungsnehmer nicht unangemessen

Der Bundesgerichtshof wies die Revision der Klägerin 

zurück. Ein weiterer Anspruch der Klägerin wegen 

psychischer Unfallfolgen scheitere an der Nicht- 

einhaltung der wirksam vereinbarten 15-Monatsfrist 

für die ärztliche Feststellung und Geltendmachung 

der Invalidität. Die Frist benachteilige den Versiche-

rungsnehmer nicht unangemessen und sei ebenso 

wenig intransparent. Auch wenn in den Allgemeinen 

Unfallversicherungsbedingungen (AUB) die ent-

sprechende Regelung aufgrund der Überschriften 

und des Inhaltsverzeichnisses eine entsprechende 

Fristenregelung möglicherweise an dieser Stelle nicht 

vermuten lasse, sei sie dennoch nicht zu beanstanden. 

Berufen auf vereinbarte Frist seitens der 

Versicherung nicht treuwidrig

Dem Versicherungsnehmer, der sich nach Eintritt 

der Invalidität über seinen Versicherungsschutz 

anhand der Versicherungsbedingungen unterrichte, 

könne bei verständiger Lektüre auch der Inhalts-

übersicht nicht verborgen bleiben, dass der Ver-

sicherungsumfang im ersten Abschnitt getrennt 

von den Obliegenheiten geregelt sei. Der Umstand, 

dass im Abschnitt über den Leistungsfall nicht 

nochmals auf die Frist in Nr. 2 verwiesen worden 

ist, ändere daran nichts. Die Versicherung könne 

sich auf die vereinbarte Frist auch berufen – dies 

sei nicht treuwidrig.

Bundesgerichtshof, 20.06.2012, IV ZR 39/11
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Wichtiger Hinweis!

Die abgedruckten Artikel stellen keine Beratung unserer Kanzlei dar und wir übernehmen keine Haftung für den Inhalt. 

Die Artikel dienen lediglich der Orientierung und können allenfalls der Verschaffung eines ersten Eindrucks der allge-

meinen Rechtslage unter Vorbehalt dienen. Eine Anwendung auf einen konkreten Fall ist nicht ohne weiteres möglich. 

Denn jeder Einzelfall hängt von einer Vielzahl von Faktoren, Fragestellungen und nicht zuletzt von der Ermittlung und 

Darstellung der zugrunde liegenden Tatsachen, z. B. durch geeignete Beweiserhebung und -auswertung, ab. 

Wir empfehlen auf jeden Fall, das persönliche Gespräch mit unserer Kanzlei zu suchen. Gern können Sie mit uns einen 

Termin vereinbaren, um zu erfahren, wie ein konkreter Einzelfall vor dem Hintergrund der abgedruckten Artikel zu 

werten sein kann.

Immer ein gutes Argument

Severin Bodenstaff

Fachanwalt für Arbeitsrecht

Fachanwalt für Medizinrecht

Fachanwalt für Sozialrecht

Unnaer Straße 9 · 59457 Werl

Freecall 	0800.bodenstaff

Telefon 	 02922.878189-1

Telefax 	 02922.878189-2

E-Mail	 kanzlei@bodenstaff.de

Internet	 www.bodenstaff.de

“Arbeits-, Sozial- und Medizinrecht –
da ist mehr möglich, als Sie denken.”


